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Heiner Geißler 

Bewährte Kampfgemeinschaft 
in Zukunft fortsetzen 
CDU und CSU wollen künftig Meinungsver- 
schiedenheiten nicht mehr in öffentlichem Streit 
austragen. Darauf einigten sich Spitzenpolitiker 
der beiden Parteien unter Leitung von Helmut 
Kohl und Franz Josef Strauß in der zweiten 
Runde des Unionsgipfels am vergangenen 
Wochenende in Bonn. Außerdem wurde 
beschlossen, in einem Koalitionspapier gemein- 
same Grundsätze und Antworten auf einzelne 
Sachfragen festzulegen. 

Generalsekretär Heiner Geißler erklärte nach dem 
vierstündigen Treffen: „Ich kann für die CDU 
sagen, daß wir in der Öffentlichkeit auf Äußerungen 
innerhalb der Schwesterparteien nicht mehr reagie- 
ren werden." Für die CSU betonte Generalsekretär 
Georg Tandler, man wolle sich ebenso verhalten. 
Geißler sprach von dem „klaren und eindeutigen 
bemühen, die bewährte Kampfgemeinschaft von 
CDU und CSU auch in den kommenden Jahren 
fortzusetzen". Er versicherte, beide Seiten seien sich 
darüber einig gewesen, „daß es nicht darum gehen 
kann, irgendeine Richtungsänderung vorzuneh- 
men". Für die Ausarbeitung des Positionspapiers 
Wurde eine Arbeitsgruppe gebildet, der für die CDU 
Heiner Geißler und Kanzleramtsminister Schäuble, 
für die CSU Georg Tandler, Staatsminister Stoiber 
und Landesgruppenchef Waigel angehören. Auf- 
8abe dieses Gremiums soll es sein, die gemeinsame 
Linie der Union in entscheidenden Sachfragen — 
von der Finanzierung der Steuerreform bis zur 
Reform der Renten — festzuklopfen. 
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35. Bundesparteitag am 9. November in Bonn 
Die CDU führt am 9. November 1987 in Bonn ihren 35. Bundesparteitag durch. 
Veranstaltungsort ist die Bonner Beethovenhalle. 
Auf der Tagesordnung stehen u.a.: Berichte des Parteivorsitzenden, Bundeskanzler 
Helmut Kohl, des Generalsekretärs, Heiner Geißler, des Vorsitzenden der CDU/ 
CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Alfred Dregger, des Vorsitzenden der 
CDU/CSU-Gruppe in der EVP-Fraktion im Europäischen Parlament, Rudolf 
Luster und der Bericht des Bundesschatzmeister, Walther Leisler Kiep. Wichtig- 
ster Tagesordnungspunkt ist die Wahl des Bundesvorstands, mit der Wahl des Bun- 
desvorsitzenden, des Bundesschatzmeisters, der sieben stellvertretenden Bundesvor- 
sitzenden sowie der 20 weiteren Mitglieder des Bundesvorstandes. Ferner soll eine 
Änderung des Status der CDU beschlossen werden, um die Gründung der Senioren- 
Union zu ermöglichen. 
Der Bundesparteitag, der eintägig durchgeführt wird, beginnt am Montag, den 
9. November 1987, um 9.00 Uhr mit einem ökumenischen Gebet und endet gegen 
18.30 Uhr mit dem Schlußwort des gewählten Bundesvorsitzenden der CDU. 

Kampagne für die Politik der CDU 
Auch der niedersächsische Ministerpräsi- 
dent Ernst Albrecht und der Landesvorsit- 
zende, Innenminister Wilfried Hassel- 
mann, sprachen sich auf dem Landespar- 
teitag der Niedersachsen-CDU in Falling- 
bostel für eine Beendigung der Querelen 
zwischen CDU und CSU aus. Der Regie- 
rungschef kündigte vor den 685 Delegier- 
ten am Wochenende für das Frühjahr eine 
„Kampagne für die Politik der CDU" an. 
Landesvorsitzender Wilfried Hasselmann 
sprach von einem „Zwischenspurt", durch 
den die Partei landes- und bundesweit ver- 
lorengegangenes Vertrauen zurückgewin- 
nen soll. 
Der Ministerpräsident verteidigte auf die- 
sem Diskussionsparteitag die Pläne zur 
Steuerreform. Sie nütze vor allem den 
kleineren Einkommensempfängern, sagte 
er. Das Problem des Länderfinanzaus- 
gleichs werde in nächster Zeit entschärft 
werden können. „Die Last muß ohne 
Gruppenegoismus gerecht verteilt wer- 
den", meinte er und wies daraufhin, daß 
die Sparbeschlüsse für Niedersachsens 
Landeshaushalt beibehalten werden. 

In dem Zusammenhang wies Albrecht 
aber darauf hin, daß die Union langsam 
von den Finanzfragen wegkommen 
müsse, um wieder in anderen wichtigen 
Politikbereichen in die Offensive zu kom- 
men. Als Beispiele nannte er die Struk- 
tur-, Landwirtschafts-, Umweltschutz-, 
Sozial- und Kulturpolitik. 

Der Landesvorsitzende Wilfried Hassel- 
mann stellte klar, daß manche Äußerun- 
gen der CSU in letzter Zeit „wenig hilf- 
reich" gewesen seien. Jetzt müsse nach 
den Querelen der Vergangenheit der 
Blick nach vorne gerichtet werden. Has- 
selmann: „Es muß eine solide Basis für 
einen Sieg bei der Landtagswahl 1990 
geschaffen werden." 

Heftige Diskussionen gab es auf dem Par* 
teitag um die Orientierungsstufe. Nach 
einer zum Teil hart geführten Debatte 
einigten sich Parteiführung und Dele- 
gierte auf einen Sonderparteitag 1988, der 
allein das Thema der Orientierungsstufe 
zum Inhalt hat. 
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Fünf Jahre erfolgreiche Regierungs- 
politik unter Helmut Kohl 
Am 1. Oktober 1982 wurde Helmut 
Kohl vom Deutschen Bundestag zum 
Kanzler der Bundesrepublik Deutsch- 
end gewählt. Die Regierung Helmut 
Kohl trat ein schweres Erbe an. Die 
SPD hatte Deutschland herunterge- 
wirtschaftet. Mit der Wahl Helmut 
Kohls zum Bundeskanzler endete am 
1. Oktober 1982 diese Ära. Heute ist 
der politische Schutt, den die Sozial- 
demokraten hinterlassen haben, weg- 
geräumt. Die Krise ist überwunden, 
Wirtschaft und Gesellschaft der Bun- 
desrepublik Deutschland haben ein 
solides Fundament, stellt Generalse- 
kretär Heiner Geißler fest. 

w"ir haben allen Grund, zuversichtlich in 
die Zukunft zu blicken. Die deutsche 
Wirtschaft befindet sich im sechsten Jahr 
e>nes stabilen Aufschwungs. Die Regie- 
rung Helmut Kohls hat den Zuwachs an 
Arbeitslosigkeit gestoppt. In den vergan- 
gnen Jahren sind 600000 neue Arbeits- 
Plätze geschaffen worden. Der Abbau der 
Arbeitslosigkeit bleibt ein vorrangiges 
£iel dieser Regierung. Im Rahmen einer 
aktiven Beschäftigungspolitik gibt es in 
diesem Jahr 600000 öffentliche geför- 
derte Weiterbildungs- und Qualifizie- 
^ngsmaßnahmen und 110000 Arbeitsbe- 
Schaffungsmaßnahmen. 

Unter dieser Regierung sind die Weichen 
for eine familien- und kinderfreundliche 
9esellschaft gestellt worden. In der Poli- 
tik für Frauen hat diese Regierung ein 
neues Kapitel aufgeschlagen. Die CDU 
hat sich das Ziel der Gleichberechtigung 
v°n Mann und Frau im Lebensalltag 
gesetzt. Erziehungsgeld, Erziehungsur- 

laub und Erziehungsjahr geben Frauen 
heute die Möglichkeit, Familie und Beruf 
besser miteinander zu vereinbaren. 

Durch die Konsolidierung der Staatsfi- 
nanzen wurde Spielraum gewonnen für 
eine schöpferische Sozialpolitik. Die 
Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes 
wurde zweimal verlängert, das Wohngeld 
um eine Milliarde Mark angehoben, die 
Sozialhilfe mehrfach erhöht. 

Im Bereich des Umweltschutzes hat die 
Regierung Helmut Kohls die Versäum- 
nisse der sozialdemokratischen Regie- 
rung aufarbeiten müssen. Diese Regie- 
rung ist zum Motor des Umweltschutzes 
in Europa geworden. 

Im Jahr 1982 standen die Rentenkassen 
fast vor der Zahlungsunfähigkeit. Heute 
sind die Renten wieder sicher. 

Die Durchsetzung des NATO-Doppelbe- 
schlusses durch die Regierung Helmut 
Kohls hat einen Durchbruch in der Abrü- 
stungspolitik bewirkt. Nicht einseitige 
Abrüstung des Westens, wie es die Sozial- 
demokraten wollten, sondern eine ausge- 
wogene beiderseitige Abrüstung, wie sie 
von dieser Regierung eingeleitet worden 
ist, sichert den Frieden. 

Die Grundlage der Erfolge dieser Regie- 
rung sind die Leistungen aller Bürgerin- 
nen und Bürger in der Bundesrepublik 
Deutschland. Die Deutschen glauben 
wieder an ihre Leistungskraft und Tat- 
kraft. Sie haben ihr Selbstvertrauen 
zurückgewonnen. Die Christlich Demo- 
kratische Union unter der Führung Hel- 
mut Kohls ist die politische Kraft, die die 
Zukunftsfähigkeit der Bundesrepublik 
Deutschland auch für die 90er Jahre 
sichern kann. 
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Helmut Kohl: Unser Kurs ist richtig 
Bundeskanzler Helmut Kohl gab dem 
„Bonner General-Anzeiger" aus 
Anlaß der fünfjährigen Regierungszeit 
folgendes Interview: 

Frage: Fünf Jahre Regierungspolitik 
unter Ihrer Veranrwortung. Werden 
nicht viele Ihrer Erfolge zerredet? 
Antwort: Die Koalitionsparteien dür- 
fen in der Tat von ihrer erfolgreichen 
Regierungsarbeit nicht selbst ablen- 
ken. So hat die von mir geführte Bun- 
desregierung entscheidend dazu bei- 
getragen, daß jetzt ein Vertrag über 
die weltweite Beseitigung der ameri- 
kanischen und sowjetischen nuklea- 
ren Mittelstreckenraketen unmittel- 
bar bevorsteht. Weitere Schritte müs- 
sen jetzt natürlich folgen, aber wir 
haben Grund zur Genugtuung, und 
wir sollten das auch sagen. 
Frage: Hat der Koalitionsvertrag Aus- 
sicht, ohne Abstriche realisiert zu wer- 
den? 

Antwort: Das war in der vergangenen 
Legislaturperiode so, und ich 
erwarte, daß das diesmal nicht 
anders sein wird. Nur: Niemand 
kann ernsthaft damit rechnen, daß 
alle Vereinbarungen bereits im ersten 
Jahr durchgeführt werden — wir 
haben ein Programm für vier Jahre. 
Frage: Werden die geplanten Geset- 
zesvorhaben noch in dieser Legislatur- 
periode verabschiedet oder — etwa 
Krankenversicherungs- und Rentenre- 
form — deutlich vorangebracht wer- 
den können? 
Antwort: Ich sagte eben: Wir machen 
wahr, was wir angekündigt haben. 

Sie können sich darauf verlassen: 
Alle drei großen Reformvorhaben — 
Steuerreform, Rentenreform, Reform 
unseres Gesundheitswesens — wer- 
den wir in dieser Legislaturperiode 
verabschieden. Dafür haben wir auch 
einen konkreten Zeitplan, der einige 
zentrale Entscheidungen jetzt im 
Herbst vorsieht. 
Frage: Haben Sie rückblickend jemals 
Zweifel am Erfolg Ihrer Politik 
gehabt? 
Antwort: Ich habe nie bezweifelt, daß 
unser Kurs richtig war und ist — ein 
Kurs, mit dem wir jetzt im fünften 
Jahr einer ununterbrochenen wirt- 
schaftlichen Aufwärtsentwicklung 
stehen. Manches war in diesen Jah- 
ren freilich schwieriger oder dauerte 
länger, als ich gedacht hatte. 

Frage: Sind Sie nach wie vor von Part- 
nerschaft beim Regieren überzeugt? 
Antwort: Unter Partnerschaft ver- 
stehe ich in diesem Zusammenhang 
eine faire und kollegiale Zusammen- 
arbeit, bei der niemand ausschließ- 
lich auf seinen eigenen Vorteil 
bedacht ist — ohne Rücksicht auf 
den anderen und auf Kosten des 
Ganzen. Eine solche Partnerschaft is* 
für sich allein natürlich keine 
Erfolgsgarantie, aber ohne sie kann 
das Regierungsgeschäft, vor allem im 
Rahmen einer Koalition, auf die 
Dauer nicht gut gehen. 

Frage: Macht Ihnen das Regieren 
uneingeschränkt Freude? 
Antwort: Wo ist einem schon unein- 
geschränkte Freude gegönnt? Sie wis- 
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sen, wie viel Ärger es gerade in den 
jetzten Wochen gegeben hat. Aber 
•ch bin dankbar für die Chance, im 
Amt des Bundeskanzlers einiges 
bewegen und Zukunft gestalten zu 
gönnen. In diesem Sinne empfinde 
ich — bei aller Last der Verantwor- 
tung — Freude bei meiner schwieri- 
gen Arbeit als Regierungschef, 
^rage: Gibt es nach Ihrer Erfahrung 
•nehr oder weniger schwierige Koali- 
tionspartner? 
Antwort: Das glaube ich nicht. Es 
8ibt verständlicherweise unterschied- 
ene Interessen. Ich habe als CDU- 
^orsitzender zur FDP ein anderes 
Verhältnis als zur CSU. Die CSU ist 
ein Teil der Union. Wir — CDU und 
CSU — sind Schwesterparteien und 
denselben Grundwerten und Über- 
2eugungen verpflichtet. Die FDP ist 
ünser Koalitionspartner, mit dem wir 
e'ne faire und gute Zusammenarbeit 
Pflegen wollen. 
Frage: Es gibt Kritik, daß die CDU 
kein klares Profil zeige, ja an Attrak- 
tivität verloren habe. 
Antwort: Alle CDU-Präsidiumsmit- 
KÜeder stimmen mit mir überein: Die 
CDU hat ein klares christlich-demo- 
kratisches Profil, und sie muß attrak- 
tiv sein für Menschen aus allen 
Schichten unseres Volkes — für 
Arbeitgeber ebenso wie für Arbeit- 
nehmer, für Bauern und Mittelständ- 
'er, für Jugendliche wie für Rentner, 
für Katholiken ebenso wie für Prote- 
stanten, für die Vertriebenen ebenso 
^ie für andere Gruppen unseres Vol- 
kes. Christlich-soziales Engagement 
verbindet sich bei uns mit konservati- 
vem Gedankengut und liberaler 

Gesinnung. Die CDU ist weder 
Rechts- noch Linkspartei, sondern 
eine Volkspartei: Sie verkörpert die 
politische Mitte unseres Volkes. 
Frage: Wird die Regierungspolitik 
richtig und wirkungsvoll verkauft? 
Antwort: Für guten „Verkauf 
braucht man zunächst einmal gute 
Ware — und die haben wir anzubie- 
ten. Aber Erfolg spricht leider oft 
nicht für sich selbst. Hinzukommen 
muß dreierlei: Erstens muß man dar- 
über reden — Preisstabilität z. B. ist 
kein Staatsgeheimnis, ebensowenig 
wie der geringste Anstieg der Mieten 
seit Bestehen der Mietenstatistik. 
Zweitens müssen die getroffenen 
Maßnahmen und ihre Ergebnisse in 
einer für die Bürger verständlichen 
Sprache erläutert werden — das ist 
leider nicht immer gelungen. Und 
drittens — hier kann ich wiederho- 
len, was ich eben schon sagte —: Wir 
dürfen von unserer erfolgreichen 
Regierungsarbeit nicht selbst ablen- 
ken. Wir brauchen vielmehr einen 
Gleichklang aller Koalitionspartner 
bei der öffentlichen Vermittlung 
unserer Politik. 
Frage: Trotz vieler neugeschaffener 
Arbeitsplätze sind mehr als zwei Mil- 
lionen Menschen in der Bundesrepu- 
blik ohne Arbeit. Ist dies ein Sockel, 
mit dem wir auf Dauer leben müssen? 
Antwort: Mit Sicherheit nicht. Dies 
ersehen Sie schon daraus, daß die 
Beschäftigung seit 1983 kontinuier- 
lich zunimmt — mit dem Ergebnis, 
daß immerhin mehr als 650000 neue, 
zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen 
worden sind. Welche Leistung dies 
bedeutet, zeigt sich nicht zuletzt 
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daran, daß unter der früheren Bun- 
desregierung zuletzt 800000 Arbeits- 
plätze auf der Verlustseite abgebucht 
werden mußten. 

Frage: Aber der Sockel ist unverän- 
dert hoch? 
Antwort: Die Gründe, warum die 
Arbeitslosigkeit heute nicht entspre- 
chend der verbesserten Beschäfti- 
gungslage zurückgeht, sind bekannt: 
Zum einen gibt es noch beträchtlich 
mehr junge Menschen, die auf den 
Arbeitsmarkt drängen, als ältere, die 
ihn verlassen. Zum anderen hat die 
Zahl der Frauen, die erwerbstätig 
sind, einen neuen Höchststand 
erreicht. 
Diesen Herausforderungen auf dem 
Arbeitsmarkt müssen wir uns stellen 
— und zwar alle Beteiligten gleicher- 
maßen, Gewerkschaften und Unter- 
nehmen ebenso wie die Regierung. 
Dabei hat die erfolgreiche Lehrstel- 
leninitiative gezeigt, daß Fortschritte 
durchaus möglich sind — und zwar 
mit greifbaren Ergebnissen: Die 
Jugendarbeitslosigkeit hierzulande ist 
die niedrigste unter allen EG-Län- 
dern. Auf diesem Weg zu mehr 
Beschäftigung gehen wir weiter. 

Frage: Welchen Rang hat, nach dem 
Vertrag über die Beseitigung von Mit- 
telstreckenraketen, die Sicherheitspo- 
litik? 
Antwort: Wir müssen den Frieden in 
Freiheit auch in Zukunft sichern. 
Abrüstung ist kein Selbstzweck, son- 
dern sie soll den Frieden festigen, 
indem sie mehr Sicherheit schafft. 
Deshalb lassen sich Abrüstung und 
Sicherheitspolitik nicht voneinander 

trennen. Unsere Verteidigungsfähig- 
keit muß unbedingt gewährleistet 
bleiben. 

Frage: Welchen Stellenwert messen 
Sie dabei Frankreich zu? 
Antwort: Die sicherheitspolitische 
Zusammenarbeit zwischen Frank- 
reich und der Bundesrepublik 
Deutschland wird immer enger — 
dafür hatten wir erst letzte Woche m'1 

dem Manöver „Kecker Spatz" ein 
eindruckvolles Beispiel. Nicht weni- 
ger als 20000 französische Soldaten 
demonstrieren bei dieser Übung 
gemeinsam mit 55 000 Soldaten unse- 
rer Bundeswehr, daß sich die gemein* 
same Freiheit auch nur gemeinsam 
verteidigen läßt. Die Großübung hat 
klar zum Ausdruck gebracht, daß 
beide Länder einen gemeinsamen 
Sicherheitsraum bilden und auch 
insoweit Solidarität beweisen müs- 
sen. So sind wir seit 1982 bemüht, die 
Zusammenarbeit mit unseren franzö- 
sischen Freunden auch in diesem 
Bereich zu intensivieren. Im Augen- 
blick sind wir dabei, gemeinsam mit 
Frankreich zu erkunden, wie wir die 
Sicherheitsgemeinschaft beider Län- 
der weiter verstärken können. 

Frage: Die Finanzierung der Steuerr«' 
form ist noch eine schwierige Aufgabe 
Woher wollen Sie die erforderlichen 
Milliarden nehmen? 
Antwort: Eine schwierige Aufgabe < 
das mag so sein. Aber von Anfang a»1 

hat die Bundesregierung gesagt, daß 
über die notwendigen Umschichtun- 
gen im Steuersystem im Herbst dieses 
Jahres entschieden wird. Und genau 
so wird es geschehen. 
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Wir machen nämlich hier — wie - 
auch sonst — solide Arbeit, d. h. 
Wenn Sie 150 Subventionstatbestände 
prüfen müssen, dann erfordert dies 
natürlich sorgfältige Vorarbeiten, die 
sich nicht mit einem „Schnellschuß" 
erledigen lassen. 
Hinzu kommt das, was eigentlich 
Wichtig ist: Die jetzt noch anstehen- 
den Entscheidungen ändern nämlich 
überhaupt nichts an dem ausschlag- 
gebenden Netto-Effekt der Steuerre- 
form 1990 insgesamt. Er beträgt — 
zusammen mit den steuerpolitischen 
Maßnahmen seit 1986 — insgesamt 
knapp 50 Mrd. DM — also immerhin 
rd. 2'/2% des Bruttosozialproduktes. 
Und diese knapp 50 Mrd. DM kom- 
men Bürgern und Unternehmen 
Ungeschmälert und in voller Höhe 
zugute. Dies bedeutet sehr konkret: 
Weniger Staat, dafür aber mehr Spiel- 
raum für private Entscheidungen der 
Bürger. Genau das wollen wir, und 
deshalb bleibt es ohne Wenn und 
Aber bei der Steuerreform 1990. 
Frage: Welche Entscheidung in Ihrer 
^egierungszeit würden Sie, wenn dies 
•nöglich wäre, heute anders treffen? 
Antwort: Ich habe schon öfters 
Besagt, daß bei den Sparmaßnahmen, 
die wir sofort nach dem Regierungs- 
Wechsel vor fünf Jahren treffen muß- 
ten, in der Eile auch Fehler gemacht 
Wurden. Diese Fehler haben wir aber 
schon bald darauf korrigiert. Lassen 
Sie mich bei dieser Gelegenheit hin- 
zufügen: Wer sich für unfehlbar hält, 
ist unglaubwürdig und verdient kein 
Vertrauen. 
Frage: Was war in den vergangenen 
fnnf Jahren Ihre bitterste Stunde? 

Antwort: Bei Ihrer Frage erinnere ich 
mich unweigerlich an jene schlimme 
Zeit vor genau zehn Jahren, als wir 
versuchten, das Leben meines Freun- 
des Hanns-Martin Schleyer zu retten 
— vergeblich, wie wir dann am 19. 
Oktober 1977 erfahren mußten. Das 
waren damals die bittersten Stunden 
in meinem Leben als Träger politi- 
scher Verantwortung. Ich bin dank- 
bar, daß ich in den Jahren meiner 
Kanzlerschaft seit dem 1. Oktober 
1982 ähnliche Erfahrungen nicht 
machen mußte. 

Frage: Was sehen Sie als Ihren größ- 
ten Erfolg an? 
Antwort: Spontan fällt mir jetzt vieles 
ein, worüber ich wirklich zufrieden 
bin. Ich möchte hier nur ein Beispiel 
nennen — ein Beispiel, das auf eine 
besondere Weise mit unserem deut- 
schen Vaterland zu tun hat: In die- 
sem Jahr wird es einen neuen Millio- 
nen-Rekord von Besuchen aus der 
DDR in der Bundesrepublik 
Deutschland geben. 

1987 werden wir insgesamt etwa vier 
Millionen Besuche aus der DDR 
haben. Dabei kommen gut eine Mil- 
lion Landsleute in dringenden Fami- 
lienangelegenheiten — also Besucher 
unterhalb des Rentenalters; das ist 
im Vergleich zu den 50000 Reisenden 
in dringenden Familienangelegenhei- 
ten, die 1982 zu uns kommen durften, 
ein gewaltiger Schritt nach vorn. 
Zugleich stärkt diese Entwicklung 
das Bewußtsein für die Einheit der 
Nation. Auch deshalb liegt mir so 
sehr daran, daß möglichst viele Deut- 

(Fortsetzung nächste Seite) 
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Koalition über Gesetze zur 
Sicherheit einig 
Die Regierungsfraktionen CDU/CSU 
und FDP haben sich in einem Koali- 
tionsgespräch bei Bundeskanzler Kohl 
(CDU) am Dienstag, 6. Oktober 1987, 
über mehrere Gesetzesanträge zur 
inneren Sicherheit geeinigt. Dazu 
gehören: 

Eine Kronzeugenregelung für Terrori- 
sten, die aber für Mörder nur Strafmilde- 
rung statt Straffreiheit bringen soll. Sie 
zielt auf Terroristen, die sich von Mittä- 
tern abwenden und zur Verhinderung 
oder Klärung von Straftaten beitragen. 
Geplant ist ein mit Strafe bedrohtes Ver- 
bot der „passiven Bewaffnung" bei 
Demonstrationen. 
Wiedereingeführt wird Paragraph 130 a, 
der die öffentliche Befürwortung von 
Gewalt unter Strafe stellt. 
Der Haftgrund der Wiederholungsgefahr 
soll auf die Straftatbestände des Land- 
friedensbruchs erweitert werden. 
„Für den Augenblick" ausgespart bleibt 
die von der FDP abgelehnte Verschär- 
fung des Vermummungsverbots bei 
Demonstrationen. 
In ständiger Rücksprache mit den Koali- 
tionsfraktionen, so vereinbarte die 
Gesprächsrunde, soll das Kabinett mög- 

(Fortsetzung von der vorigen Seite) 

sehe über die Trennlinie durch unser 
Vaterland hinweg zueinander kom- 
men können. Dafür habe ich mich in 
diesen fünf Jahren intensiv einge- 
setzt, und das werde ich auch weiter- 
hin tun. 

liehst noch im Herbst die Gesetzentwürfe 
beschließen. Innenminister Zimmermann 
(CSU) und Justizminister Engelhard 
(FDP) sollen die Besetzung und den Auf- 
trag der unabhängigen Regierungskom- 
mission vereinbaren, die sich mit den 
Ursachen der Gewalt und Vorschlägen 
zur ihrer Bekämpfung befassen soll.       ' 

£ AK-Bundestagung : 
Schlußkundgebung mit 
Helmut Kohl 
Vom 16. bis 18. Oktober 1987 findet im 
Karlsruher Kongreßzentrum die 28. Bun- 
destagung des EAK, des Evangelischen 
Arbeitskreises der CDU/CSU, statt. 
Die Bundestagung steht unter dem 
Motto: „Miteinander Zukunft gewin- 
nen". Neben den Hauptvorträgen zum 
diesjährigen Thema, die von Ministerprä- 
sident Lothar Späth und Landesbischof 
Hans-Gernot Jung gehalten werden, fin- 
den drei Diskussionsforen zur Vertiefung 
des Themas statt. 
Zur Schlußkundgebung am Sonntag, dem 
18. Oktober, wird Bundeskanzler Helmut 
Kohl erwartet. 

2200 Bahnübergänge 
beseitigt 
Zur Verbesserung der Verkehrssicherheit 
und des Verkehrsflusses an Bahnübergän- 
gen stehen Mittel in Höhe von 500 Mill«0' 
nen Mark bereit. Die durchgeführten Ver- 
besserungsmaßnahmen haben bereits zu 
einer Senkung der Unfälle an Bahnüber- 
gängen geführt. Seit 1982 sind rund 2200 
Bahnübergänge beseitigt worden. 
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SPD hat dem Bergbau einen 
Bärendienst erwiesen 
Oppositionsführer Vogel hat auf dem 
Parteitag des SPD-Landesverbandes 
Nordrhein-Westfalen versucht, den 
Eindruck zu erwecken, die SPD stehe 
nieder geschlossen hinter der Partei- 
spitze in Bonn und sei eine politisch 
handlungsfähige Kraft. In Wirklich- 
keit hat der SPD-Parteitag in Bochum 
die totale Regierungsunfähigkeit der 
SPD demonstriert. 

dieser Parteitag hat keine einzige der 
Fragen aufgegriffen, die die deutschen 
Bürger wirklich bewegt, erklärt der Erste 
Parlamentarische Geschäftsführer der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Rudolf 
Seiters. Zur Steuerreform, zur Rentenre- 
form, zur Kostendämpfung im Gesund- 
heitswesen, zur Arbeitslosigkeit, zur 
Abrüstung ist die SPD stumm. Nicht ein- 
mal zur Haushaltslage in Nordrhein- 
^estfalen, für die an sich der Gerichts- 
vollzieher zuständig ist, fand die SPD die 
Kraft zu einem eigenständigen Beschluß. 
In der Stahl- und Kohlekrise verweigert 
s«ch die SPD Nordrhein-Westfalens. 
Totalverweigerung auch bei der Kern- 
energie, dafür Wahlrecht für Ausländer. 

Dies alles zeigt: Die SPD ist unter dem 
Parteivorsitzenden Vogel genauso alter- 
nativlos und politisch handlungsunfähig 
w»e unter dem Vorsitzenden Brandt. Herr 
^ogel versteht es bisher nur besser, den 
Zustand seiner Partei vor der Öffentlich- 
keit zu verbergen. 

Öie CDU/CSU fordert daher die SPD- 
Opposition auf, endlich seriöse und 
brauchbare Alternativen zu den anstehen- 
den Fragen wie beispielsweise Steuerre- 
form, Kostendämpfung im Gesundheits- 
wesen oder Rentenreform vorzulegen. 

Zu den Parteitagsbeschlüssen der nord- 
rhein-westfälischen SPD erklärt der ener- 
giepolitische Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Ludwig Gerstein: Die 
Bekräftigung des Ausstiegskonzepts zeigt, 
daß die SPD aus den positiven Ansätzen 
der letzten Wochen und Monate keine 
Lehren gezogen hat, um zu den Gemein- 
samkeiten in der Energiepolitik zurückzu- 
kehren. 
Im Gegenteil: Die Bekräftigung — auch 
auf der Landesebene auszusteigen und im 
Rahmen des geltenden Rechts die Nut- 
zung der Atomkraft zur Stromerzeugung 
zu beenden — wird einen beträchtlichen 
Wirrwarr in der Energiepolitik von Bund 
und Ländern erzeugen. Absolut unglaub- 
würdig macht sich die SPD, wenn sie sich 
für das Überbrückungskonzept der IG 
Bergbau und Energie ausspricht. Die 
SPD verdreht das Konzept der IG Berg- 
bau und Energie ins Absurde, wenn 
gleichzeitig die Zustimmung zu diesem 
Konzept und der Ausstieg aus der Kern- 
energie beschlossen wird. Die SPD über- 
sieht völlig, daß im Konzept der IG Berg- 
bau und Energie die Nutzung von Kohle 
und Kernenergie die unverzichtbare 
Grundlage ist. 
Durch die Haltung der SPD wird das 
sachliche und kluge Konzept der IG 
Bergbau und Energie, das im Grundsatz 
dazu dienen könnte, den Bergleuten den 
Arbeitsplatz zu erhalten und den unver- 
meidbaren Anpassungsvorgang 
beherrschbar und für die Menschen 
zumutbar zu gestalten, abgewertet. 

Die SPD erschwert durch ihre Beschlüsse 
Unnötigerweise die anstehenden schwieri- 
gen Gespräche der Kohlerunde und ver- 
unsichert die Elektrizitätsversorgungsun- 



Seite 10 •  UiD 31/87 

Falsche Signale 
Mit 96 Prozent der Stimmen ist Johannes 
Rau als Landesvorsitzender der nordrhein- 
westfälischen SPD in Bochum wiederge- 
wählt worden; aber um welchen Preis. 
Nahezu alles, was der Parteivorstand in 
seinem Leitantrag zur Kernenergiepolitik 
zu retten versucht hatte, ist schließlich 
preisgegeben worden. Selbst jene kern tech- 
nische Linie, die Rau als „ wichtigen 
Exportartikel" noch bis vor wenigen Tagen 
verteidigt hatte, der Hochtemperatur- 
Reaktor in Hamm, soll nun eine endgültige 

OPPOSITION 

(Fortsetzung von der vorigen Seite) 

ternehmen, die die Kernkraftwerke 
betreiben, ebenso wie die Bergleute, die 
auf Entscheidungen warten. Die SPD hat 
mit ihren Beschlüssen angesichts der 
schwierigen Lage des Bergbaus insbeson- 
dere den Bergleuten einen Bärendienst 
erwiesen. 
Der forschungspolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Chri- 
stian Lenzer, erklärte, die SPD-Parteitags- 
beschlüsse zeigten, daß in Nordrhein- 
Westfalen für den verantwortungsbewuß- 
ten Umgang mit moderner Hochtechno- 
logie keine Gewähr gegeben sei. Das 
Festhalten am Kernenergie-Ausstiegsbe- 
schluß — trotz anderslautender Überle- 
gungen der IG Bergbau und Energie und 
der IG Chemie — dokumentiere die 
grundsätzliche Unfähigkeit der SPD, die 
Zukunftsprobleme der Bundesrepublik 
zu bewältigen. Es sei kein Wunder, so 
Lenzer, daß mit dieser Politik keine 
neuen Arbeitsplätze geschaffen würden, 
Unternehmer aller Wirtschaftsbereiche 
würden von der Unberechenbarkeit und 
Technikfeindlichkeit der SPD abge- 
schreckt. 

Betriebsgenehmigung nicht erhalten. Als 
letzten Vorbehalt klammert sich Rau an 
die Formel, die geltenden Gesetze müßten 
eingehalten werden. Zu deutsch: er hofft 
auf die übergeordnete atomrechtliche 
Zuständigkeit Bonns, die das Schlimmste 
verhüten soll. 

Bezahlen werden diesen Akt des Opportu- 
nismus die Verbraucher, und zwar mit 
ihrer Stromrechnung. Schon heute gehört 
die Bundesrepublik zu den Ländern mit 
den höchsten Strompreisen in Europa; 
wenn die Möglichkeit der Mischkalkula- 
tion mit billigen Atomstrom weiter einge- 
engt wird, werden die Strompreise unwei- 
gerlich heraufgehen. Selbst die IG Bergbau 
und Energie hatte vor den jetzt in Bochum 
gefaßten Beschlüssen gewarnt und für ein 
vernünftiges Nebeneinander von Kohle- 
und Kernkraftwerken plädiert. Es hat alles 
nichts genutzt; Rau, der den ganzen Som- 
mer über wie abgetaucht schien, der sich 
um die Stahlkrise so gut wie nicht geküm- 
mert hat (auch die entscheidenden Bonner 
Beschlüsse vom Freitag fielen ohne ihn), 
hat in der Kernenergiepolitik vor den „Fun- 
damentalisten " seiner Partei kapituliert. 

Das Land Nordrhein- Westfalen hat Pro- 
bleme über Probleme. Sein Haushalt ist 
hochdefizitär, das Land bis zur Grenze des 
Möglichen verschuldet, belastet mit veralte' 
ten Schornsteinindustrien und einem Koh- 
lebergbau, der Milliarden von öffentlichen 
Mitteln verschlingt. Als Standort für neue, 
zukunftsträchtige Industrien oder große 
Dienstleister besitzt es kaum Anziehungs- 
kraft. Das alles ist nicht Schicksal, sondern 
Folge des Versagens einer seit Jahrzehnten 
von den Sozialdemokraten geführten Lan- 
desregierung. Die Totalabsage an die 
Kernenergie gibt in einer technikbestimm- 
ten Industriegesellschaft sozusagen das 
klassisch falsche Signal: Es zieht nicht an, 
sondern schreckt eher ab. Es suggeriert 
nicht Mut zur Zukunft, sondern Kleinmut- 

(Frankfurter Allgemeine Zeitung, 5.10.1987) 
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RitaSüssmuth: 

Es geht nicht um Ächtung, sondern 
um Aufklärung 
£u Berichten der letzten Tage über 
e>n Aktionsprogramm zur Förderung 
des Nichtrauchens stellt das Bundes- 
gesundheitsministerium fest: 

l« Es handelt sich um ein Diskussionspa- 
Pier, nicht um ein Beschlußpapier. Ziele 
aUer gesundheitspolitischen Überlegun- 
gen und Maßnahmen sind Aufklärung, 
•Jugendschutz und Berücksichtigung der 
berechtigten Belange der Nichtraucher. 
*• Es kann nicht geleugnet werden und 
Wird auch immer wieder von der Weltge- 
sundheitsorganisation betont, daß Rau- 
chen gesundheitsschädlich ist. Darüber 
^uß die Öffentlichkeit aufgeklärt sein. 
Entscheiden muß dann der mündige Bür- 
ger selbst, ob er die mit dem Rauchen für 
seine eigene Gesundheit verbundenen 
Gefahren auf sich nehmen will. 
3« Wir müssen aber vor allem an den nicht 
kündigen Bürger, nämlich die Jugendli- 
chen und die Kinder, denken. Es gibt kei- 
nen Streit darüber, daß sie vor den für sie 
besonders großen Gefahren des Rau- 
chens geschützt werden müssen. Auch die 
Tabakwerbung sollte daran denken, ihre 
an die Allgemeinheit gerichtete Werbung 
n'cht so auszugestalten, daß sie — ob 
gewollt oder ungewollt — Jugendliche 
und Kinder zum Rauchen verleitet. 

**• Es sind abwegige Spekulationen anzu- 
nehmen, daß das Verhalten des Bürgers 
ln seinen eigenen vier Wänden — auch 
^as das Rauchen betrifft — reglementiert 
Werden solle oder auch nur könne, 
gefragt sind hier wie auch sonst im Mit- 
einander von Rauchern und Nichtrau- 
chern Rücksichtnahme und Toleranz. 

Dabei muß die Öffentlichkeit und damit 
jeder bei uns über die Gefährdungen 
durch das Passivrauchen informiert wer- 
den. Den Eltern muß stärker als bisher 
bewußt gemacht werden, daß ihr Verhal- 
ten auch insoweit Vorbildfunktion für 
ihre Kinder hat. 
5. Es geht nicht um eine „Ächtung des 
Rauchers", sondern auch um seine Auf- 
klärung. 

„ German- American-Day " 
Zeichen der Verbundenheit 
Die Proklamation des 6. Oktober zum 
„German-American-Day" durch US-Prä- 
sident Ronald Reagan hat der Parlamen- 
tarische Geschäftsführer der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Friedrich Bohl, aus- 
drücklich begrüßt. Der „German-Ameri- 
can-Day", der in Erinnerung an die deut- 
sche Einwanderung vor über 300 Jahren 
begangen wird, manifestiere die deutsch- 
amerikanische Freundschaft. 
Bohl erklärte, daß sich die deutsch-ameri- 
kanische Freundschaft besonders auf drei 
Tatsachen stütze, den deutschen Beitrag 
zur Entwicklung Amerikas, die unverges- 
sene Hilfe Amerikas nach dem zweiten 
Weltkrieg und die amerikanische Ver- 
pflichtung gegenüber der Freiheit Berlins. 
Durch den „German-American-Day" 
werde die Verbundenheit und Freund- 
schaft zwischen dem deutschen und dem 
amerikanischen Volk auch den jüngeren 
Generationen bewußt bleiben. 
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Bundesverband Junger 
Unternehmer: Grünes 
Licht für die Konjunktur 
„Nach kurzer Verschnaufpause nimmt 
die Konjunktur einen neuen Anlauf. Sie 
verspricht Wachstumsraten, die bereits 
1988 real 2,5% übersteigen können. Im 
Sog des Wachstums ist auch (beginnend 
im Frühjahr 1988) mit einer merklichen 
Beschäftigungssteigerung zu rechnen. 
Damit wird trotz der starken, neu ins 
Erwerbsleben drängenden Jahrgänge die 
Zahl der erfaßten Arbeitslosen leicht sin- 
ken." 

Dies ist das Ergebnis der neuesten Kon- 
junkturumfrage (September 1987) des 
Bundesverbandes Junger Unternehmer, 
die der BJU halbjährlich in Zusammenar- 
beit mit Prof. Dr. Ulrich Teichmann von 
der Universität Dortmund durchführt. 
Laut BJU „dürfte die Zeit gedämpfter 
Erwartungen" damit vorbei sein. 

Positiv stimmt insbesondere, daß von den 
befragten Unternehmen 26,7% zusätzli- 
che Arbeitskräfte einstellen und 60,4% 
die Zahl ihrer Mitarbeiter konstant halten 
wollen. Lediglich 12,9% der Unterneh- 
men gehen von Trennungen aus. 

Diese wieder positiven Konjunkturpro- 
gnosen haben insbesondere zwei Gründe. 
Zum einen sehen die Unternehmen bei 
der Entwicklung der Exporte wieder bes- 
sere Chancen. Außerdem beschleunigt 
sich auch im Inland der Auftragseingang 
wieder deutlich, fast 40% der befragten 
Unternehmen melden steigende Auftrags- 
bestände. 
Fundiert und erneut in Schwung gesetzt 
wird der Aufschwung von der zurückge- 
wonnenen Ertragskraft, die Eigenkapital- 
quote der Unternehmen steigt laut 
Umfrage wieder an. 
Ihren Ausdruck findet diese Entwicklung 
in steigenden Investitionen. 40,3 % der 

Zitat 
Gerhard Braun, Seniorenbeauftragter 
der CDU: „ Wir müssen alles dranset- 
zen, um die Treuesten unserer Wähler 
zu halten, und das sind immer noch die 
Alten." 

befragten Unternehmen wollen ihre Inve- 
stitionen ausweiten, davon viele insbe- 
sondere zu Ersatzbeschaffungs- und 
Erweiterungszwecken. 
Auch an der Preisfront sehen Deutsch- 
lands Unternehmen keinen Einbruch vor- 
aus. Fast 90% aller Befragten vermuten, 
daß das Preisniveau leicht sinkt oder 
gleichbleibt. 
Bleibt als Fazit festzuhalten: Die 
Umfrage zeigt, daß die Unternehmen aus- 
reichenden Raum für Gewinnsteigerun- 
gen haben. Entsprechend planen sie eine 
Ausweitung ihrer Kapazitäten. Für die 
deutsche Volkswirtschaft steht die Kon- 
junkturampel auf grün. 

Steuerreform - Treibstoff 
für die Konjunktur 
Der Präsident des Bundesverbandes der 
Deutschen Volks- und Raiffeisenbanken, 
Bernhard Schramm, bezeichnete die 
Steuerreform als Treibstoff für die Kon- 
junktur von morgen. Neun von zehn 
Unternehmen zahlen in Zukunft weniger 
Steuern, die Abschreibungsmöglichkei- 
ten, gerade für kleine und mittlere Unter- 
nehmen, werden gezielt gefördert und die 
internationale Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Kapitalgesellschaften wird 
durch die niedrigere Körperschaftssteuer 
gestärkt. Die Bundesrepublik Deutsch- 
land folgt damit den Steuersenkungsstra- 
tegien in anderen Industrieländern. Die 
Finanzierung der Entlastungen müssen 
über Ausgabendisziplinen und Subven- 
tionsabbau gegebenenfalls auch über eine 
höhere Neuverschuldung erfolgen. 
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Helmut Kohl hat es bekräftigt: 
Der Bund hilft den Kommunen 
Bundeskanzler Helmut Kohl hat kürz- 
lich im Kanzleramt in Bonn führende 
Unionsvertreter der drei kommunalen 
Spitzenverbände, darunter Alwin 
Brück, Eberhard Diepgen und Man- 
fred Rommel, zu einem ausführlichen 
Gedankenaustausch über die geplante 
Steuerreform 1990 empfangen (siehe 
auch UiD 30/87, Seite 14). Der Parla- 
mentarische Staatssekretär im Innen- 
ministerium, Horst Waffenschmidt, 
der ebenfalls an diesem Gespräch teil- 
nahm, äußerte sich in der „Welt" zu 
den Gesprächsergebnissen. 
f fage: Konnte der Bundeskanzler die Sor- 
gen der Kommunalpolitiker über eine zu 
starke Kürzung ihrer Einnahmen zer- 
streuen und, wenn ja, mit welchen Argu- 
menten? 
Waffenschmidt: Die Kommunalpolitiker 
"aben sich über Verlauf und Ergebnis des 
Gesprächs positiv geäußert. Es gab weit- 
Sehend Übereinstimmung in folgenden 
unkten: 
Erstens, die Kommunen sollen an der 
Finanzierung der Steuerreform nicht 
tiberproportional beteiligt werden, das 
heißt nur mit ihrem prozentualen Anteil 
an den Steuereinnahmen. 
Seitens, bei der Umschichtung von 
'9 Milliarden Mark sollen die Kommu- 
nen auch angemessen aus den Mehrein- 
nahmen beteiligt werden, also auch wie- 
der entsprechend ihrem Steueranteil. 
Diese Beteiligung soll unmittelbar 
erreicht werden. 
drittens, der Chef des Bundeskanzleram- 
ts, Bundesminister Wolfgang Schäuble, 
wurde von Bundeskanzler Helmut Kohl 
beauftragt, in Zusammenarbeit mit dem 
Bundesfinanzministerium und dem Bun- 

desinnenministerium Kontakt mit den 
drei kommunalen Spitzenverbänden, 
Städtetag, Landkreistag und Städte- und 
Gemeindebund, zu den Fragenkomple- 
xen Steuerreform und Kommunen zu hal- 
ten und Regelungen für die anstehenden 
Aufgaben auszuarbeiten. 

Frage: SPD-Politiker lehnen die Steuer- 
reform 1990 mit einer Nettoentlastung von 
20 Milliarden Mark unter anderem mit 
dem Hinweis ab, daß allein die Gemeinden 
im Jahr 1990 rund zehn Milliarden Mark 
an Steuerausfällen zu verkraften hätten. 
War dies auch die Meinung Ihrer 
Gesprächspartner? 
Waffenschmidt: Die meisten Kommunal- 
politiker haben die Steuerreform aus- 
drücklich unterstützt. Sie wissen aus ihrer 
täglichen Arbeit, daß die Abgabenlast für 
Bürger und Betriebe gesenkt werden 
muß, um weiteres wirtschaftliches Wachs- 
tum und Sicherung von Arbeitsplätzen zu 
erreichen. 
Und die Bürgermeister und Landräte wis- 
sen auch, daß eine günstige wirtschaftli- 
che Entwicklung die beste Initiative für 
die kommunalen Kassen ist. Außerdem 
hat das Finanzministerium dargelegt, daß 
die Steuereinnahmen der Kommunen 
trotz Steuerreform weiter ansteigen und 
im Jahre 1991 um rund elf Milliarden 
Mark über den Steuereinnahmen im 
Jahre 1986 liegen. Freilich gibt es Städte, 
die durch Strukturschwäche, hohe 
Arbeitslosigkeit und steigende Sozial- 
hilfeausgaben besonders belastet sind; 
dies wurde auch angesprochen. 
Manche Städte in Nordrhein-Westfalen 
sind dabei in einer besonders schlechten 
Situation, weil die SPD-Regierung in 
Düsseldorf den Kommunen in den letz- 
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ten Jahren die Finanzmittel in Milliar- 
denhöhe durch Verschlechterung des 
Finanzausgleichs gekürzt hat. Der Bund 
hilft den Kommunen auch durch Verbes- 
serung der Leistungen für die Arbeitslo- 
sen und durch rund zwei Milliarden 
Mark Städtebaufördermittel in den Jah- 
ren 1988, 1989 und 1990. 
Frage: Um die wichtigste Einnahmequelle 
der Gemeinden, die Gewerbesteuer, hat es 
kürzlich Schlagzeilen gegeben. Hat sich 
die Runde im Bundeskanzleramt auch mit 
der Frage der Abschaffung der Gewerbe- 
steuer und des Ausgleichs durch andere 
Einnahmequellen beschäftigt? 
Waffenschmidt: Bundeskanzler Helmut 
Kohl hat vor den Kommunalpolitikern 

die Gewerbesteuergarantie bekräftigt. 
Der Kanzler erklärte erneut, in dieser 
Wahlperiode des Bundestages gebe es 
keine Änderung in diesem für die Kom- 
munen so bedeutsamen Steuerbereich. 
Sollte späte'r aufgrund der Entwicklung 
in der Europäischen Gemeinschaft eine 
Änderung notwendig werden, so müsse in 
Umfang und Qualität ein gleichwertiger 
Ersatz für die Kommunen festgelegt wer- 
den. 

Die Städte und Gemeinden haben also 
bei dieser wichtigen Einnahmequelle 
klare und verläßliche Zusagen der Bun- 
desregierung. Die Kommunalpolitiker 
haben die Erklärung des Bundeskanzlers 
mit Beifall aufgenommen. 

Wahlrecht für Ausländer eindeutig verfassungswidrig 
Zu dem Beschluß des Landesparteita- 
ges der SPD vom 3. Oktober 1987 zur 
Einführung des aktiven und passiven 
Wahlrechts für Ausländer bei Kommu- 
nalwahlen erklärt der Parlamen- 
tarische Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern, Horst Waffen- 
schmidt. 

„Mit dem Beschluß über die Einführung 
des Kommunalwahlrechts für Ausländer 
hat die SPD Nordrhein-Westfalens sich 
ungeachtet aller Warnungen auf den 
schon in Hamburg eingeschlagenen Irr- 
weg begeben. Ich wiederhole hier, was 
schon nach den Beschlüssen der Hambur- 
ger Koalition von der Bundesregierung 
erklärt worden ist: Das Grundgesetz läßt 
ein Wahlrecht für Ausländer nicht zu. 
Das gilt in gleicher Weise für Bund, Län- 
der und Kommunen. Die Ausübung der 
Staatsgewalt in Wahlen ist nach Artikel 20 
Abs. 2 des Grundgesetzes dem ,Volk' vor- 
behalten. Das Wahlrecht steht also nur 
dem ,Staatsvolk' zu, d. h. der Gemein- 
schaft aller Deutschen im Sinne des 
Grundgesetzes. Nach Artikel 28 Abs. 1 

des Grundgesetzes gilt auch für die Län- 
der und Kommunen, daß das Volk eine 
gewählte Vertretung haben muß. Auch 
hier sind also nur die Deutschen wahlbe- 
rechtigt. 

Jeder Versuch, an dem klaren Wortlaut 
des Grundgesetzes herumzudeuteln, ist 
zum Scheitern verurteilt. Es gibt nicht ein 
großes Wahlrecht für Bund und Länder, 
das den Deutschen vorbehalten wäre und 
ein minderes kommunales Wahlrecht, das 

auch Ausländern eingeräumt werden 
kann. Aus gutem Grund haben die korn- 
munalen Spitzenverbände sich gegen eine 

solche Qualifizierung des Kommunal- 
wahlrechts gewandt. Wahlrecht ist Staats- 
bürgerrecht, und Staatsgewalt wird auf 
allen Ebenen, auch in den Gemeinden 
ausgeübt. Das Wahlrecht kann nicht ein 
Mittel zur Integration der Ausländer sein* 
wie immer wieder behauptet wird, son- 
dern es ist der letzte Schritt der vollzoge- 
nen Eingliederung, die über die Integra- 
tion in die deutschen Lebensverhältnisse 
und den Erwerb der deutschen Staatsan- 
gehörigkeit führt." 
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Der Arbeitsmarkt bleibt weiter 
Thema Nummer 1 
Nach dem neuesten Monatsbericht der 
Bundesanstalt für Arbeit mit den 
Daten für September zeigen sich auf 
dem Arbeitsmarkt leichte Besserungs- 
tendenzen. Die Zahl der Arbeitslosen 
sank um rund 57000 auf 2,1 Millionen 
im Vergleich zum August, die Arbeits- 
losenquote beträgt damit noch 8,4 
Prozent nach 8,6 Prozent einen Monat 
zuvor. Die Entwicklung der Jugendar- 
beitslosigkeit verläuft positiv: Die 
Zahl der arbeitslosen jungen Leute 
Unter 20 Jahren verringerte sich um 
9100 oder 6 Prozent. 

Die sich derzeit stabilisierende konjunk- 
turelle Entwicklung setzt sich auch nach 
der Sommerpause nur zögernd auf dem 
Arbeitsmarkt durch, auch wenn sich die 
Arbeitslosenzahlen wieder langsam ver- 
ringern. Nach Jahren mit hohen 
Zuwachsraten bei der Arbeitslosigkeit 
(1981: + 43 Prozent, 1982: + 44 Prozent) 
ging der Anstieg der Arbeitslosenzahlen 
1983 bis 1985 zurück. 1986 schließlich 
ging erstmals seit 1979 die Arbeitslosig- 
keit zurück: Gegenüber dem Vorjahr gab 
es 76000 oder 3 Prozent weniger Arbeits- 
lose. 

Weiter zunehmende Beschäftigung 
Positiv bleibt nach wie vor die Entwick- 
lung der Beschäftigung. Im August 1987 
gab es 120000 Erwerbstätige mehr als 
einen Monat zuvor, im Vergleich zum 
Vorjahr stieg diese Zahl sogar um 127000 
an. 
Der Anstieg der Beschäftigung ist der 
Wohl wichtigste Indikator für die Besse- 
rung auf dem Arbeitsmarkt. 
Seit dem Beschäftigungstiefpunkt Ende 
1983 bis heute haben rund 650000 Men- 

schen einen neuen Arbeitsplatz gefunden. 
Unter der SPD-Regierung gingen allein 
1981 bis 1982 rund 800000 Arbeitsplätze 
verloren. Von diesem Verlust sind inzwi- 
schen etwa zwei Drittel wieder aufgeholt. 
Differenziert man diesen Beschäftigungs- 
gewinn nach Wirtschaftszweigen, so wird 
deutlich, daß er sich weitgehend auf 
Dienstleistungsberufe konzentriert. Die 
meisten Arbeitsplätze entstanden 1986 im 
Gesundheitswesen, im Bildungs- und 
Erziehungsbereich und im Kreditge- 
werbe. 
Der jedoch nach wie vor hohe Stand der 
Arbeitslosigkeit von rund 2,1 Millionen 
wirft die Frage auf, warum trotz des 
hohen Beschäftigungszuwachses die 
Arbeitslosigkeit nicht stärker abgebaut 
werden konnte. 
Hierfür sind vor allem folgende Faktoren 
verantwortlich: 

1. Geburtenstarke Jahrgänge suchen 
Arbeits- und Ausbildungsplätze 
Immer noch drängen aufgrund der demo- 
graphischen Entwicklung mehr Menschen 
auf den Arbeitsmarkt, als Arbeitsplätze 
geschaffen werden. 
Die geburtenstarken Jahrgänge treten 
nach wie vor mit einer hohen Anzahl jun- 
ger Leute in das Ausbildungs- und 
Erwerbsleben ein. Gerade in diesem Som- 
mer ist das Arbeitskräftepotential beson- 
ders stark gestiegen, weil zahlenmäßig 
starke Jahrgänge aus den allgemeinbil- 
denden und berufsbezogenen schulischen 
Ausbildungsgängen einen Arbeits- oder 
Ausbildungsplatz suchten. 
Demgegenüber stehen schwache Alters- 
jahrgänge, die aus dem Arbeitsmarkt aus- 
scheiden und in Rente oder Pension 
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gehen. Daraus ergibt sich ein Überschuß 
von Neuzugängen auf dem Arbeitsmarkt; 
das Arbeitskräfteangebot steigt spürbar 
an. 
2. Zunehmende Erwerbstätigkeit von 
Frauen 
Immer mehr Frauen sehen durch die gün- 
stigeren konjunkturellen Aussichten bes- 
sere Chancen für sich am Arbeitsmarkt 
und versuchen den Start oder den Wie- 
dereinstieg ins Berufsleben. Auch im Ver- 
hältnis zur weiblichen Wohnbevölkerung 
nimmt die Zahl der erwerbstätigen 
Frauen ständig zu: Lag die Frauener- 
werbsquote (Anteil der erwerbstätigen 
Frauen an der weiblichen Bevölkerung 
insgesamt) 1970 noch bei 46,2 Prozent, so 
stieg sie bis 1980 auf 50,2 Prozent und 
liegt heute bei rund 54 Prozent. Der 
Anteil der Frauen an den Beschäftigten 
insgesamt liegt derzeit bei 39 Prozent. 
Eine Studie des Instituts für Arbeits- 
markt- und Berufsforschung (IAB) hat 
kürzlich ergeben, daß die zunehmende 
Erwerbsbeteiligung der Frauen in den 
letzten Jahren vor allem darauf beruht, 
daß jüngere, besser ausgebildete Frauen 
seltener oder kürzer ihre Berufstätigkeit 
unterbrechen und ältere Frauen häufiger 
wieder in den Beruf zurückkehren. 
Die Arbeitsmarktforscher haben weiter- 
hin ermittelt, daß auch künftig mit einer 
Zunahme der Beschäftigung von Frauen 
gerechnet werden muß. Nach den Befra- 
gungen will etwa die Hälfte aller berufs- 
tätigen Frauen bis zur gesetzmäßigen 
Rentenaltersgrenze oder noch länger 
berufstätig bleiben. 
Interessant in bezug auf die Frauener- 
werbstätigkeit ist auch die Tatsache, daß 
rein rechnerisch Frauen mehr als 80 Pro- 
zent der seit 1983 neu geschaffenen 
Arbeitsplätze besetzt haben. Die 
Zunahme der Beschäftigung hat sich also 
als außerordentlich frauenfreundlich 
erwiesen. 

3. Die Arbeitslosen sind kein 
festgefügter Block 
Die Veränderung der Arbeitslosigkeit 
vom Erhebungsstichtag Ende August 
zum Erhebungsstichtag Ende September 
ist das Ergebnis anhaltend großer Bewe- 
gungsvorgänge: Im Berichtsmonat Sep- 
tember meldeten sich 276200 Arbeitneh- 
mer neu arbeitslos und 333 700 Arbeit- 
nehmer beendeten ihre Arbeitslosigkeit. 
Diese Bewegungen machen deutlich, daß 
es sich bei der Arbeitslosigkeit nicht um 
einen starren Block, sondern um eine 
dynamische Größe handelt. 
Auf der einen Seite melden sich Men- 
schen arbeitslos, auf der anderen Seite 
gelingt es anderen Arbeitslosen, ihre 
Arbeitslosigkeit durch Aufnahme einer 
neuen Beschäftigung zu beenden. 
Dies zeigt, daß einerseits Arbeitslose ver- 
stärkt von der Beschäftigungsexpansion 
profitieren, daß andererseits viele Arbeit- 
geber aus dem Kreis der Arbeitslosen die 
von ihnen gesuchten Arbeitskräfte fin- 
den. 
Und außerdem werden in manchen Bran- 
chen die Fachkräfte gesucht, dies zeigt 
die Zahl der offenen Stellen (rund 
162000 im September 1987). Eine 
Umfrage des Arbeitgeberverbandes 
Gesamtmetall hat ergeben, daß 6000 Fir- 
men Produktionsschwierigkeiten hatten, 
weil ihnen Fachkräfte fehlen. Insbeson- 
dere werden Ingenieure und Facharbeiter 
in der Elektroindustrie, im Fahrzeugbau 
und im Maschinenbau gesucht. 

4. Verbesserte konjunkturelle 
Aussichten — mehr Chancen für 
Beschäftigung 
Die konjunkturelle Belebung entlastet 
den Arbeitsmarkt zusätzlich.Die wirt- 
schaftliche Entwicklung hat wieder an 
Dynamik gewonnen, der Wachstumspfad 
der Wirtschaft stabilisiert sich. Dadurch 
versuchen auch wieder Menschen Arbeit 



BESCHÄFTIGUNGSPOLITIK UiD 31/87 •  Seite17 

zu finden, die sich vorher keine oder 
Weniger gute Chancen ausgerechnet 
haben. 
Jüngste Konjunkturanalysen haben erge- 
ben, daß ein vorsichtiger Optimismus 
angebracht ist. Steigende Auftragsein- 
gänge und Produktion in der Industrie 
lassen den positiven Trend bei der 
Beschäftigung stärker werden. 
Zusätzliche Wachstumsimpulse werden 
von steigenden Einkommen und von den 
Anfang 1988 in Kraft tretenden Steuerer- 
leichterungen erwartet. Diese Impulse 
kommen auch dem Arbeitsmarkt zugute. 
Es gibt außerdem weitere Hinweise 
dafür, daß eine wieder raschere Gangart 
beim Wachstum und damit bei der 
Beschäftigung im Bereich des Möglichen 
ljegt: 
Es ist zu erwarten, daß viele Unterneh- 
men wieder vermehrt investieren. Dies 
nat seinen Grund zum einen in der Stabi- 
lisierung des Dollarkurses, den die Unter- 
nehmen nun wieder in ihre Kalkulatio- 
nen aufnehmen können. 
Zum anderen hat sich bei den Unterneh- 
men ein gewisser Nachholbedarf aufge- 
staut. Dies geht auch aus einer Umfrage 
des Bundesverbands Junger Unternehmer 
(ßJU) hervor. Eine Befragung mittelstän- 
discher Unternehmen Anfang September 
ergab, daß viele Unternehmen ihre Inve- 
stitionen wieder ausweiten wollen, ein 
großer Teil davon zu Ersatzbeschaffungs- 
ünd Erweiterungszwecken. 

*-*ie Inlandsnachfrage ist weiterhin gut 
und dürfte aufgrund der Entwicklung der 
Realeinkommen und der Steuersenkun- 
gen eher noch zunehmen. 

^ies führt dazu, daß insbesondere das 
^ienstleistungsgewerbe weiter expandie- 
ren können, da sie besonders von der 
gestiegenen Konsumnachfrage profitie- 
ren. 
Nach dem Abschluß des dreijährigen 

Tarifvertrages in der Metallindustrie in 
diesem Frühjahr ist die Lohnentwicklung 
berechenbarer geworden. Dies bedeutet 
für die Unternehmen Klarheit über die 
Entwicklung des wohl wichtigsten 
Kostenfaktors, der Löhne. 

Verbesserung der Rahmenbedingungen 
zur Förderung von 
Wachstum und Beschäftigung 
Nach wie vor bleibt die Arbeitslosigkeit 
die derzeit größte Herausforderung der 
Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik. 
Der Zuwachs von rund 650000 neuen 
Arbeitsplätzen seit Herbst 1983 zeigt, daß 
die Politik der Bundesregierung den rich- 
tigen Kurs eingeschlagen hat. Ohne neue 
Investitionen, ohne wirtschaftliches 
Wachstum sind Arbeitsplätze nicht zu 
sichern, neue nicht zu schaffen. 
Damit die Wirtschaft expandieren kann, 
müssen die Rahmenbedingungen stim- 
men. Hier hat die CDU-geführte Bundes- 
regierung in den letzten Jahren die Wei- 
chen gestellt. Nun sind die Tarifpartner 
und die Unternehmen gefordert, die Ver- 
besserungen der ökonomischen Rahmen- 
bedingungen und der Wachstumsper- 
spektive zügig in mehr Beschäftigung 
umzusetzen. 

Steuerreform für mehr Wachstum 
und Beschäftigung 
Die CDU-geführte Bundesregierung ent- 
lastet Arbeitnehmer und Wirtschaft in 
drei Stufen (1986, 1988 und 1990) um ins- 
gesamt fast 50 Milliarden DM netto. Dies 
ist der richtige Weg, um die Wachstums- 
kräfte unter schwierigen weltwirtschaftli- 
chen Vorzeichen zu stärken, berufliche 
Leistung und Investitionsfähigkeit zu för- 
dern und so bessere Bedingungen für 
mehr Beschäftigung zu schaffen. 
Mit dem zweiten Schritt 1988 und insbe- 
sondere mit dem dritten Schritt der 
Steuerreform 1990 wird durch die Abfla- 
chung des Tarifverlaufes bei der Lohn- 
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und Einkommensteuer der sogenannte 
„Facharbeiter- oder Mittelstandsbauch" 
abgeschmolzen. Diese Maßnahme entla- 
stet in erster Linie Bezieher mittlerer Ein- 
kommen und kommt somit mittelständi- 
schen Unternehmen ebenso zugute wie 
qualifizierten Arbeitnehmern. 
Dies ist wichtig, denn mehr Wachstum 
und mehr Beschäftigung können nur 
erreicht werden, wenn sich persönliche 
Leistung und betriebliche Investitionen 
für die Bürger lohnen. 
Außerdem werden durch die Steuerre- 
form die verfügbaren Einkommen aller 
Steuerzahler nachhaltig gestärkt; damit 
wird ein wichtiger Beitrag zur Versteti- 
gung der Binnennachfrage geleistet. 

Aktive Arbeitsmarktpolitik ergänzt 
Wirtschafts- und Finanzpolitik 
Die Arbeitslosigkeit in der Bundesrepu- 
blik hat heute aber in erster Linie struktu- 
relle Ursachen. Dies zeigen die hohe 
Anzahl offener Stellen (rund 162000 im 
September 1987) und die vielen Zeitungs- 
annoncen von Unternehmen, die Arbeits- 
kräfte suchen. Daher muß die Politik der 
Verbesserung der gesamtwirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen durch ein Bündel 
gezielter arbeitsmarktpolitischer Maß- 
nahmen begleitet werden. 
Die aktive Arbeitsmarktpolitik der Bun- 
desregierung hat in den vergangenen Jah- 
ren einen Beitrag zur Verbesserung der 
Situation am Arbeitsmarkt geleistet. 
Im Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit 
stehen dafür 1987 rund 12,5 Milliarden 
DM zur Verfügung, fast doppelt soviel 
wie 1982. Besondere Schwerpunkte hat 
die CDU-geführte Bundesregierung auf 
die verbesserte Qualifikation der Arbeits- 
losen, auf die Durchsetzung flexibler 
Arbeitszeiten und auf den verstärkten 
Einsatz moderner Techniken gesetzt. 
Insbesondere aufbessere Bildung und 
Ausbildung der Arbeitnehmer wurde und 

wird Wert gelegt. Die Qualifizierungsan- 
strengungen der Bundesregierung haben 
ein Rekordniveau erreicht. Im übrigen 
sollen nicht die Betriebe aus ihrer Verant- 
wortung entlassen werden. Berufliche Bil- 
dung ist vor allem ihre Sache. Über 
betriebliche Maßnahmen zur Weiter- und 
Fortbildung und betriebsbezogene Quali- 
fikationen kommt es nun entscheidend 
auf die Eigeninitiative der Unternehmen, 
der öffentlichen Verwaltung sowie der 
Arbeitnehmer an. 
Auch die Zahl der Arbeitnehmer, die in 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen beschäf- 
tigt werden, lag in diesem Sommer mit 
rund 123 000 viermal so hoch wie 1982. 
1987 stehen dafür 3,3 Milliarden DM zur 
Verfügung, 1982 waren es nur knapp 0,9 
Milliarden DM. 
Auch das von der Bundesregierung 1985 
in Kraft gesetzte Beschäftigungsförde- 
rungsgesetz hat Erfolge gezeigt und die 
Einstellungsmöglichkeiten der Unterneh- 
men verbessert. Selbst die IG Metall hat 
bei einer Betriebsrätebefragung ermittelt, 
daß im Metallbereich rund 60 Prozent 
der befristeten Einstellungen zu einer 
dauerhaften Beschäftigung geführt 
haben. 
Qualifizierungsmaßnahmen, Arbeitsbe- 
schaffungsmaßnahmen und Beschäfti- 
gungsförderungsgesetz bauen Arbeitslo- 
sen eine Brücke zum Arbeitsmarkt.        ' 

Bund hilft den 
Stahlkochern 
In der deutschen Stahlindustrie soll es 
nicht zu der Massenentlassung kommen- 
Die Bundesregierung hat sich mit der 
Stahlindustrie und der IG Metall im Vor- 
griff auf die Brüsseler Entscheidung im 
Dezember auf eine Hilfsmaßnahme geei- 
nigt, die bis Ende 1989 einen Abbau von 
34900 Arbeitsplätzen ohne Kündigungen 
ermöglicht. 
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CDA-Analyse 

Betriebsratswahlen 1987: 
Stand von 1984 gehalten 
Öie erste Analyse der Betriebsrats- 
*ahlen 1987 zeigt auf, daß wir im 
Wesentlichen unseren Stand von 1984 
halten konnten. Da, wo es Verschie- 
bungen gegeben hat, ist die Ursache 
eindeutig bei uns selbst zu suchen. 
Ältere Kolleginnen und Kollegen, die 
aus Altersgründen nicht mehr kandi- 
dierten, konnten mangels Nachwuchs 
nicht ersetzt werden. Wir werden die- 
sen Mißstand ohne eine systematische 
Öetriebsarbeit nicht beseitigen kön- 
nen. 

In Einzelfällen wurde die Kandidatur 
von Mitgliedern kleinerer Gewerkschaf- 
ten durch Unterschriftenaktionen größe- 
rer Gewerkschaften in Form von Vor- 
schlagslisten blockiert. Ein Mißstand, der 
allgemein nicht den demokratischen 
Gepflogenheiten entspricht. Die Bedeu- 
tung der extremen Betriebsräte hat abge- 
nommen, das ist erfreulich. Ein besonde- 
rs Augenmerk muß auf die unabhängi- 
gen Betriebsräte geworfen werden. Hier 
nat sich, wie in den vergangenen Jahren, 
der Anteil wesentlich erhöht, 
kiese Entwicklung zeigt auf, daß ein gro- 
ßer Teil mit den Vorstellungen der 
Gewerkschaften nicht einverstanden ist. 
Nach Meinung der CDA-Sozialaus- 
schüsse muß es eine dringende Aufgabe 
der Gewerkschaften sein, unorganisierte 
Betriebsräte, die auch als Interessenver- 
treter der Arbeitnehmer arbeiten, für die 
Arbeit in den Gewerkschaften zu gewin- 
nen. 
Die Mitgliedschaft der Betriebsräte nach 
der Gewerkschaftszugehörigkeit stellt 
sich nach Angaben des DGB so dar, daß 

79 % der Betriebsräte im DGB organisiert 
sind. Die unorganisierten Betriebsräte 
werden mit 17 % angegeben. Der Frauen- 
anteil an Betriebsräten ist nach DGB- 
Angaben von 19 % in 1984 auf 21 % in 
1987 angestiegen. 

Die DAG stellt in ihrer Analyse fest, daß 
sich gegenüber 1984 in 1987 der Anteil 
der Betriebsratsmandate erhöht hat. 
Nach dem Auszählungsstand von Ende 
August 1987 entfielen auf die DAG dies- 
mal 11455 Betriebsratsmandate. 1984 
waren es 11 056. 

Nach Aussagen des CGB hat es bei den 
Betriebsratswahlergebnissen 1987 im Ver- 
hältnis zu 1984 keine großen Mandatsver- 
schiebungen gegeben. 

Eine Analyse der CDU/CDA-Betriebs- 
räte in Bezug auf die Gewerkschaftszuge- 
hörigkeit hat ergeben, daß der DGB- 
Anteil 1987 wie 1984 bei 60 % liegt. Der 
Anteil der DAG lag 1984 bei 11,9 %, 1987 
bei 10,9 %. Der Anteil des CGB lag 1984 
bei 14,3%, 1987 bei 9,7%. 

Eine besondere Entwicklung ist bei den 
Unorganisierten festzustellen. Hier stieg 
der Anteil von 14,8 % in 1984 auf 20 % in 
1987. 

Die 200000 neu gewählten Betriebsräte 
haben in den nächsten drei Jahren die 
Aufgabe, sich für die Belange der Arbeit- 
nehmer einzusetzen. Die gewählten Ver- 
treter der Belegschaften werben durch 
ihre Arbeit und politische Überzeugung 
auch für eine Partei. Deshalb sollte diese 
Arbeit in den CDU-Gremien nicht unter- 
schätzt werden. 
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Mehr Deutsche 
können jetzt 
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Frieden schaffen 
weniger Waffen 

Endlich ist M 
weit weiden die 
telstretkenraketen mittlerer 
und kürzerer Reichweite abge- 
rüstet. An diesem bevorste- 
henden welthistorischen Ab- 
kommen zwischen den USA 
und   der   UdSSR   ti.ib.-n   die 

mut'Kohl einen entscheid,!, 
den Anteil. 

Jetzt wird das Ziel der CDU 
verwirklicht: Frieden schalten 
mit   immer   weniger   Wallen 
Deshalb geben wir uns auch 

mit diesem ersten ermutigen- 
den Schritt nicht zufrieden. 

Jetzt gilt es. nicht nur bei 
den Raketen, sondern auch 
bet den Panzern abzurüsten 
und    ein    weltweites   Verbot 

.Hellt den Utattri Mut- 
lern, die vor 1907 geboren 
worden sind, möglichst un- 
bürokratisch in den Genuß 
der Kindererziehungslei- 
stung zu kommen'* Dazu 
mit der Bundesarbeitsmmi- 
ster Norbert Blum die Be- 
hörden. Kirchen, Verbände 
und Gewerkschaften aul. 
Er bittet auch die Kinder 
der Berechtigten, die alte- 
ren Mutter au! ihre Renten- 
ansprüche hinzuweisen 
und ihnen bei der Erledi- 
gung der notwendigen For- 
malitäten zu helfen. 

Die Mutter brauchen 
nicht personlich zum örtli- 
chen Versicherungsamt zu 
gehen und den Antrag mit 
den Geburtsdokumenten 
abzugeben. Sie können 
auch damit einen Angehö- 
rigen oder eine andere Per- 
son ihres Vertrauens beauf- 
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tragsannahmestellen sind 
Gemeinde-, Stadt- und 
Kreisverwaltungen. die 
Auskunfts- und Beratungs- 
stellen der Pentenversifhe- 
rung und deren Versicher- 
lenalteste.    die    Kranken- 
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